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172 Zweite Verordnung 
über die Verwendung von Phosphorwaſſerſtoff zur Schädlings bekämpfung. 
Vom 30. September 1936. 


Auf Grund der Verordnung über die Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 
29. Januar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 165) wird hiermit verordnet: a 
8 1 
Die Verordnung über die Verwendung von Phosphorwaſſerſtoff zur Schädlingsbekämpfung vom 
8. Juni 1936 (G. Bl. 1936 S. 236) wird wie folgt geändert: 
§ 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
„Die Verwendung von Phosphorwaſſerſtoff entwickelnden Verbindungen oder Zube⸗ 
reitungen als Fraßgifte zur Ungezieferbekämpfung fällt nicht unter dieſes Verbot.“ 


2 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Et 1936 in Kraft. 
Danzig, den 30. September 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 4212 Greiſer Dr. Kluck 


173 Vierte Verordnung 
5 über die Errichtung der Arbeitsgerichts behörden. 
Vom 15. Oktober 1936. 


Auf Grund des $ 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 5) in 
der jetzt geltenden Faſſung wird verordnet: 

8 1 

Unter Aufhebung der Verordnung vom 19. November 1929 (G. Bl. S. 153) erhält § 1 Abi. 2 
der Verordnung über die Errichtung der Arbeitsbehörden vom 19. Februar 1929 (G. Bl. S. 31) 
folgende Faſſung: 

Bei dem Arbeitsgericht Danzig wird je eine Kammer für Streitigkeiten der Arbeiter und für 
Streitigkeiten der Angeſtellten ſowie eine Fachkammer für Streitigkeiten der Arbeiter und Angeſtellten 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft gebildet. 

8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 1936 in Kraft. 
Danzig, den 15. Oktober 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
155 16 5 5 Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Se dal nach ont des Ausgabetages: 5. 11: 1936.) 


426 


174 Verordnung 
betr. die Feſtſetzung der Bedingungen für die Ausfuhr von Sprit und aus Sprit hergeſtellten 
Getränken auf dem Seewege. 
Vom 24. Oktober 1936. 


Auf Grund des § 1, I Ziffer 16 und des $ 2 d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 
Die Ausfuhr von Sprit und aus Sprit hergeſtellten Getränken ſowohl inländiſchen, wie auch aus⸗ 
ländiſchen Arſprungs aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig einſchließlich des Freibezirkes Danzig⸗ 
Neufahrwaſſer nach dem Auslande auf dem Seewege auf Schiffen mit einem Faſſungsvermögen von 
100 bis 500 Netto-Regiſter⸗Tons darf nur nach vorheriger Erlangung einer Genehmigung desjenigen 
Zollamtes erfolgen, in deſſen Bereich das Verladen dieſer Waren auf das Schiff vor ſich geht. 


82 i 
Die Genehmigung zur Ausfuhr erteilt das Zollamt auf ſchriftlichen Antrag des Kapitäns des 
Schiffes. Der Antrag muß enthalten: 
a) Art und Namen des Schiffes, 
b) Faſſungsvermögen des Schiffes in Netto⸗Regiſter⸗Tons, 
c) Staatsangehörigkeit (Flagge) des Schiffes, 
d) Art und Menge (in Litern) des Sprits und der aus Sprit hergeſtellten Getränke, die zur 
Ausfuhr beſtimmt ſind, 
e) Staat und Beſtimmungshafen der unter d) erwähnten Artikel, 
5) die Erklärung, daß die vorſtehenden Artikel tatſächlich nach dem Beſtimmungshafen und im 
Einklang mit den dort geltenden Vorſchriften geliefert werden, 
die Angabe des Tages und Hafens der letzten, vorher mit dem gleichen Schiff vorgenommenen 
Ausfuhr der erwähnten Artikel aus dem Zollgebiet, 
h) die Angabe des Tages der Ausfuhr und die Unterſchrift des Kapitäns des Schiffes. 


| 83 
Das Zollamt erteilt die Genehmigung auf einem Formular gemäß anliegendem Muſter. Vor Er⸗ 
teilung der Genehmigung darf die Ware nicht auf das Schiff verladen werden. 


8 4 
Das Zollamt darf die Genehmigung nur dann erteilen, wenn 

a) offenbar iſt, daß es ſich um keinen Schmuggelverkehr handelt, 

b) der Kapitän des Schiffes durch eine Beſcheinigung der Zollbehörde des Beſtimmungshafens 
bewieſen hat, daß die auf dem Schiff vorher beförderten alkoholiſchen Waren am Beſtim⸗ 
mungsort abgeliefert worden ſind, es ſei denn, daß der Kapitän nachweiſt, daß er durch 
Havarien oder andere ſtichhaltige Gründe verhindert war, einen ſolchen Beweis zu liefern. 

Sollte es nicht möglich ſein, im Beſtimmungslande eine Beſcheinigung der Zollbehörde zu erhalten, 
lo kann das Zollamt irgendein anderes Beweisſtück annehmen, das in glaubwürdiger Weile die Ab⸗ 
lieferung der erwähnten Waren am Beſtimmungsort feſtſtellt. g 


8 5 

Die Schiffe, die auf Grund der in dieſer Verordnung vorgeſehenen Genehmigungen Sprit und 
aus Sprit hergeſtellte Getränke nach dem Auslande ausführen, trägt das Zollamt in eine beſondere 
Kontrolliſte ein, die folgende Angaben enthält: Name des Schiffes, Tag der jedesmaligen Zoll⸗ 
abfertigung, Nummer der Ausfuhrzollanmeldung ſowie Nummer und Ausſtellungstag der erteilten 
Ausfuhrbewilligung. Der Austritt der Ware ins Ausland iſt vom Zollamt auf der der Partei erteilten 
Bewilligung zu beſcheinigen. 

Bei der Wiederankunft im Hafen verlangt das Zollamt vom Kapitän die Vorlage des Beweiſes 
über die Ablieferung der vorherigen Ladung am Beſtimmungsort. 


§ 6 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden keine Anwendung: 
a) in den Fällen, wo die Ausfuhr von Sprit und alkoholiſchen Getränken auf Grund von Be⸗ 
willigungen ſtattfindet, wie ſie in dem Abkommen zur Bekämpfung des Alkoholſchmuggels 
(G. Bl. 1927 S. 523 ff.) vorgeſehen ſind, 


— 


8 
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b) auf Sprit und aus Sprit hergeſtellte Getränke, die einen Teil der Vorräte bilden, welche an 
Bord des Schiffes gehalten werden, das ſie transportiert, oder die Reiſenden oder an Bord 
dieſes Schiffes beſchäftigten Perſonen gehören, ſofern die Menge dieſes Sprits bezw. dieſer 
Getränke ein für die Dauer der Reiſe notwendiges Quantum nicht überſchreitet, und wenn ſie 
beim Zollamt angemeldet iſt, 

e) auf kleine Mengen von Sprit und alkoholiſchen Getränken aus Sprit inländiſchen Urſprungs, 
die von ſich zum Fang auf See begebenden Fiſchern mitgenommen werden, ſofern dieſe 
Mengen ½ Liter je Perſon der Fiſcherbeſatzung oder des Fiſchkutters nicht überſchreiten. 


8 7 
Dieſe Verordnung tritt am 30. Oktober 1936 in Kraft. Für eine Zwiſchenzeit von einem Monat 
iſt das Landeszollamt ermächtigt, Übergangserleichterungen zu ſchaffen. f 


Danzig, den 24. Oktober 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. Z. 55% Greiſer Paul Batzer 


Zollamt l f Anlage zu 8 8. 


Bewilligung R.. 


Auf Grund der Verordnung des Senats vom 24. Oktober 1936 (G. Bl. 05 74 S. 426) 
wird die Ausfuhr nachſtehender alkoholiſcher Artikel aus dem Hafen (ß 
u Denen en Daerner Blaue. un ; 
das unter dem Kommando des Kapitäns Herim n. 3 JJ A 
ſteht, geſtattet: 


Art der alkohol. Artikel Menge in Litern Bemerkungen 


Zuſammen: 


m Wirten 1 JJ Liter, 
zum Zwecke ihres Transports nach dem Beſtimmungs hafen CCC 


en eee een r RRRTTSERDSEELERDECH RE ER TR 


(Name des Hafens) (Beſtimmungsland) 


unter der Bedingung, daß dieſe Waren nach dem oben erwähnten Beſtimmungshafen im Einklang mit 
den dort geltenden Vorſchriften geliefert werden. 


F r e 
f t. / muB. nee! 
des Zollamts (Unterſchrift) 
J/% NER Be ee RE in en He inter B 


Hierdurch wird feſtgeſtellt, daß die vorſtehenden alkoholiſchen Artikel im Hafen Hast 
richtig ausgeladen worden find. 


Stempel 
d non hu —, zinslsimeente un een sine 
Beſtimmungshafens. a (Unterſchrift) 


eng 
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175 Verordnung 
zur Ausfütung der Rechtsverordnung zur Durchführung der Fortbildungsſchulpflicht vom 9. März 1934. 
Vom 26. Oktober 1936. 


Auf Grund von Artikel 1 der Rechtsverordnung zur Durchführung der boni 
vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 169) wird folgendes angeordnet: 

Die Fortbildungsſchulpflicht erſtreckt ſich für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig auf 
alle Jugendlichen beiderlei Geſchlechts unter 18 Jahren. Die Einberufung der Fortbildungsſchulpflich⸗ 
tigen erfolgt für die Bezirke der Stadtgemeinden Danzig, Zoppot, Tiegenhof und Neuteich und der 
Gemeinde Prauſt nach den bisherigen Vorſchriften, für das übrige Staatsgebiet durch die Schulträger 
der Fortbildungsſchulen oder die von dieſen beauftragten Stellen nach ae der F 
Mittel. 

Dieſe Anordnung tritt mit ſofortiger Wirkung in Kraft. 


Danzig, den 26. Oktober 1986, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Boeck 


176 Druckfehlerberichtigung 


betr. Bergen zur Durchführung der Verordnung über Erweiterung der ſozialen Fürforge vom 
28. September 1936 (G. Bl. S. 381). 


1. Dem Text der Verordnung Seite 382 $ 2 Ziffer 3c iſt hinter 37,40 vom Hundert nach Strei- 
chung von Punkt und Anführungsſtrichen hinzuzufügen: 


den Gutsbezirken .. 17, — vom Hundert 
und den den beiden letzteren a 1 u 
verbänden „„ vom Hundert. 


2. In der Anlage 1 der Ber (Eintommenſteuertabelle ab 1. 1. 1937 Seite 386) iſt zu ſetzen: 
in Stufe 23 500 —24 500 Mittelbetrag 24000 für Steuerpflichtige mit 1 u muß s 

heißen 5 065,20 ſtatt 5 045,20, 5 

in Stufe 24 500 — 25 500 Mittelbetrag 25 000 für Steuerpflichtige mit 1 Kind muß es 

heißen 5361,30 ſtatt 5 065,20. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil J Ausgabe A u. B je 3,.— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Boftanftalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth hi — 


